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Konsolidierungsprogramm 2011-2013

Der Zustand der Bundesfinanzen rechtfertigt

keine Überprüfung der Aufgaben des Bundes

Das Konsolidierungsprogramm sieht Einsparungen in Höhe von 1,6 Milliarden für die Jahre 2011 bis 2013 vor. Die Massnahmen, die sich aus der Überprüfung der Aufgaben des Bundes ergeben, sehen Kürzungen von 393 Millionen für das Jahr 2011, 526 Millionen für 2012 und 616 Millionen für 2013 vor. Der Zustand der Bundes​finanzen rechtfertigt diese Kürzungen aber in keiner Weise.

Die Überprüfung der Aufgaben des Bundes ist ein Prozess, der bereits 2005 lanciert worden ist; das Projekt ist lange in der Schublade verschwunden, da es in Wahlphasen ein heikles Thema und in Rezessionszeiten kontraproduktiv ist. Mit den ersten Anzeichen eines wirtschaftlichen Aufschwungs möchte der Bundesrat das Vorhaben jetzt wieder vorantreiben. Im Rahmen des Konsolidierungsprogramms ist die Reduktion der Aufgaben anfangs noch recht bescheiden, später sind jedoch hö​here, noch nicht bezifferte Einsparungen geplant.
Sicher ist es angebracht, die Aufgaben des Bundes in Abständen neu zu evaluieren, entspre​chend den sozialen, wirtschaftlichen, territorialen oder anderen Entwicklungen. In diesem Kontext – und auch unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Mittel – ist es nor​mal, dass Aufgaben des Bundes gestrafft, gestrichen oder ausgelagert werden, es können aber auch Aufgaben ausgebaut oder neue Aufgaben geschaffen werden.
Ein finanzielles Ziel entscheidet über die Überprüfung der Aufgaben : die Staatsquote

Leider dient die jetzt geplante Aufgabenüberprüfung aber vor allem der Erreichung eines finanziellen Ziels. Seit Beginn der Übung wurde bei der Überprüfung weniger darauf geachtet, ob gewisse Aufgaben sinnvoll sind oder nicht, sondern es stand vielmehr der Sparaspekt im Vordergrund: Angestrebt wird die Stabilisierung der Staatsquote
 auf einem Niveau unterhalb von 40 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).
Nichts weist aber darauf hin, dass eine etwas höhere Staatsquote einen negativen Einfluss auf das Wirtschaftwachstum hat. In den Jahren zwischen 1990 und 2000 hatten Länder wie Schweden, Dänemark, Frankreich und Österreich eine wesentlich höhere Staatsquote als die Schweiz und gleichzeitig ein drei- bis fünfmal so hohes Wirtschaftswachstum. 

Die Staatsquote der Schweiz ist seit 2005 noch gesunken. 2008 lag sie bei 37,2 Prozent des BIP, also deutlich unter der willkürlichen 40-Prozent-Marke. Dies war übrigens der niedrigste Wert aller OECD-Länder! Die Schweiz leistet sich auch den Luxus, ihre Schulden zu verringern, und dies trotz der herrschender Finanz- und Wirtschaftkrise: minus 20 Milliarden Franken im Vergleich zum Höchstwert im Jahr 2005 (130 Milliarden). Die Staatsverschuldung der Schweiz (41,3 Prozent des BIP im Jahr 2008) gehört auch zu den niedrigsten aller EU-Länder (die mittlere Staatsver​schuldung der EU-Länder liegt bei 66,5 Prozent).
Es besteht keine reelle Notwendigkeit für eine Konsolidierung der Bundesfinanzen

In den vergangenen sechs Jahren haben die Bundesfinanzen bessere Jahresergebnisse erzielt als geplant. 2004 und 2005 lagen die Defizite deutlich unter dem Budget. 2006, 2007 und 2008 überstiegen die Überschüsse das Budget um mehrere Milliarden Franken. 2009 schloss die Rechnung mit einem Überschuss von 2,7 Milliarden Franken, was weit über den geplanten 1,8 Milliarden lag.
Diese guten Ergebnisse sind nicht nur auf steigende Einnahmen, sondern auch auf eine strikte Ausgabenkontrolle zurückzuführen (2006: minus 300 Millionen, 2007: minus 1,1 Milliarden, 2008: fast minus 300 Millionen und 2009:  minus 800 Millionen im Vergleich zum Budget). Das Ziel, die Ausgaben im Griff zu behalten, wird also konsequent weiterverfolgt; das spricht dafür, dass bei der Überprüfung der Aufgaben des Bundes weniger streng vorgegangen werden kann. Die Ein​schät​zung der Einnahmen für das Jahr 2011, die im Februar 2010 vorgenommen wurde, dient als Referenzwert für das Konsolidierungsprogramm 2011-2013. Da der Wirtschaftsaufschwung stärker ist als geplant, ist es wahrscheinlich, dass der Bedarf an Einsparungen noch weiter abnehmen wird.
Da die Überprüfung der Aufgaben in erster Linie auf einer finanziellen Logik basiert und der Zustand der Bundesfinanzen keine Konsolidierung in dem vom Bundesrat geplanten Ausmass rechtfertigt, ist die Mehrzahl im Konsolidierungsprogramm 2011-2013 vorgesehenen Massnahmen zur Aufgabenüberprüfung abzulehnen. Die Kompensation vorgezogener Investitionen ab 2011 ist, angesichts der guten Wirtschaftszahlen, hingegen gerechtfertigt. Die Kompensation führt auch nicht zum Aufgabenverzicht oder einer Kürzung der Investitio​nen. Den Massnahmenpaketen, die eine Erhöhung der Einnahmen und eine Anpassung an die Teuerungsrate zum Ziel haben, kann ebenfalls zugestimmt werden.
Ablehnung der Mehrzahl der Aufgabenüberprüfungsmassnahmen 
Zurückgewiesen werden müssen indes insbesondere jene Kürzungen, die der Wohlfahrt des Landes langfristig schaden und die negative demographische Entwicklung in der Schweiz noch verstärken. Deshalb muss auf Kürzungen bei den Infrastrukturen des Service public, bei der Forschung und Bildung, bei der Familienpolitik oder der Migrationspolitik ver​zichtet werden.
Wir lehnen vor allem die finanziellen Einschnitte in folgenden Bereichen ab:

· im regionalen Personenreiseverkehr, da besonders Randregionen von den Kürzungen be​troffen sind, was einem Grundauftrag des Service public widerspricht (Gewährleistung der Leistungen auf dem gesamtem Territorium)
· in der Familienpolitik, mit einer Reduktion des Kredits für die ausserfamiliäre Kinder​betreuung. Angesichts der negativen demographischen Entwicklung und einem - auf mittlere Sicht - rückläufigen Beschäftigungsgrad müssen wir genau entge​gengesetzt handeln und Massnahmen zur Förderung der Familienpolitik entwickeln, z. B. durch ausserfamiliäre Betreuungsstrukturen.
· im Umweltschutz. Die Streichung der Beiträge des Bundesamts für Umwelt (BAFU) für die Förderung von umweltfreundlichen Technologien setzt ein schlechtes Signal, selbst wenn es sich hier um bescheidene Summen handelt. „Cleantech“ - mit der Möglichkeit, tausende neue und qualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen -  ist eine Branche mit hohem Wachstumspotential. 
Nein zur Stellenstreichung beim Bundespersonal
Das Konsolidierungsprogramm sieht auch Einsparungen durch Stellenabbau beim Bund vor (minus 1 Prozent für 2011 und minus 2 Prozent ab 2013), was Einsparungen von 36 respektive 72 Millio​nen Franken ermöglichen würde. Diese Einsparungen werden damit gerechtfertigt, dass 2009 600 neue Stellen geschaffen worden sind. Logischerweise wurden diese Stellen aber aufgrund einer Bedarfslage geschaffen. Nicht vergessen werden darf zudem, dass zwischen 2004 und 2007 auf der Basis des Sparprogramms 2003 und 2004 rund 2'500 Stellen abgebaut worden sind. Stellenstreichungen sind nur da gerechtfertigt, wo auch Aufgaben wegfallen. Deshalb lehnen wir die grosse Mehrheit dieser Streichungen ab.
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� Staatsquote :  Ausgabe der Öffentlichen Hand, einschliesslich Sozialversicherungen, berechnet als Prozentsatz des Bruttoinlandsprodukts








